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Bankgeheimnis und Publikation 
nachrichtenloser Vermogenswerte 

Wurde durch die Publikatiou der Iuhaber von seit 1945 uachrich­
teuloseu Konti das schweizerische Bankgeheimnis verletzt? 

Von Dr. URS ZuLAuF* 

I. Eiuleituug 

«Wir werden das Schweizer Bankgeheimnis fal­
len sehen, wenn die Schweizer Banken die 
Namen der 20 000 von Schweizern erOffneten 
nachrichtenlosen Konten im Oktober publizie­
ren werden. Der Effekt wird elektrifizierend 
sein.>> 

EDGAR BRONFMAN, Priisident des jüdischen 
We!tkongresses, am 25. Juli 1997 

«Auch international wird das Bankgeheimnis 
erheblich angefochten und sein Ende prophe­
zeit: Darauf, dass es erhalten bleibt lüsst sich 
aber sogar ein Produkt von Seagram's trinken.» 

PETER NOBEL, Schweizerisches Finanzmarkt­
recht, Bern 1997, S. 578 

1 In diesem Jahr haben die Schweizer Banken zweimal Listen mit insgesamt mehr 
ais 16 000 Konti von Inhabern nachrichten1oser Vermügenswerte aus der Zeit des 
Zweiten Weltkriegs oder vorher publiziert. Die Listen wurden breit gestreut, zum 
Teil in der Presse publiziert und im Internet zuganglich gemacht. Damit wollten die 
Banken den Rechtsnachfolgern ihrer ehemaligen Kunden ermüglichen, die ihnen 
zustehenden Guthaben geltend zu machen. Das nationale und internationale Echo 
auf diese Aktion war ausserorde ntlich gross. 

2 Das gilt einmal für die müglichen Ansprecher. Annahernd 60 000 Informa­
tionsbroschüren wurden Interessenten bis Ende 1997 versandt. Fast 300 000 Perso­
nen klickten sich bis Ende 1997 auf dem Internet an die Listen und Namen heran. 
Rund 7000 Personen meldeten bis Ende 1997 Ansprüche auf nachrichtenlose 
Vermügen an, wobei rund zwei Drittel auf einen auf den Listen publizierten 
Namen Bezug nahmen. 

3 Àhnlich gross war und ist immer noch das Medienecho. Die ganze Aktion 
wurde einlasslich dargestellt, kommentiert und auch kritisiert. Kritisiert wurde 
etwa, die Banken hatten die Nachfahren einzelner auf der ersten Liste vom Juli 

Der nachfolgende Beitrag gibt die persônlichen Ansichten des Autors wieder, welche die 
Eidg. Bankenkommîssion nicht binden und welche mît deren Standpunkt nicht übereîn­
zustimmen brauchen. 
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1997 publîzierten Namen ohne grosse Mühe eruieren kbnnen, womit sich eine 
Publikation erübrigt hatte. Anderseits war die Publikation Anlass, wieder einmal 
die Aufhebung des Bankgeheimnis festzustellen, zu beklagen oder umgekehrt zu 
fordernl. lm folgenden soli untersucht werden, ob durch die unter tatkraftiger 
Mitarbeit der Eidg. Bankenkommission erfolgte Publikation der nachrichtenlosen 
Vermbgenswerte das Schweizer Bankgeheimnis verletzt wurde. 

II. Ausgewiihlte Chronologie 

1. Vorbemerkung: Normale Kunden und Nazi~Opfer 

4 Die nachfolgende Chronologie soll die wichtigsten Ereignisse kurz darstellen2. 
Dabei fallen zwei sachlich verschiedene Handlungsstrange auf, welche sich aber in 
vielfaltiger Weise beeinflussten. Zum einen geht es um die mît weniger Emotionen 
behaftete generelle Frage, wie Banken sich verhalten sollen, wenn sic einen belie­
bigen Kunden dauerhaft aus den Augen verlieren und seine Vermbgenswerte 
nachrichtenlos werden. Ais für den Gang der Ereignisse viel wichtiger hat sich aber 
ein Teilaspekt dieses Problems erwiesen. Hier geht es um Kunden, welche vermu­
tungsweise wahrend des Zweiten Weltkrieges Opfer von Verfolgungen der Nazi 
geworden waren. Auf diesem Schauplatz wurde der Gang der Ereignisse in einem 
emotional hbchst aufgewühlten Umfeld entscheidend vorangetrieben. Demgegen­
über waren die anderen nachrichtenlosen Vermbgen blosse Trittbrettfahrer. Es 
bleibt aber zu hoffen, dass auch für sie am Ende der Fahrt eine gute Lbsung 
gefunden wird. 

2. Ein Bundesbesclùuss ais Losung? (1962) 

5 Bereits im Jahre 1945 wurden im Zusammenhang mit dem sogenannten Currîe­
Abkommen erstmals deutsche Vermbgenswerte in der Schweiz blockiert und 
erfasst3. Die Frage der nachrichtenlosen Vermbgen stand aber damais nicht im 
Vordergrund. Vielmehr ging es um die Umsetzung der «Safe-haven»-Politik der 
Allierten, welche die sicheren neutralen Hafen für deutsche Vermbgenswerte 
austrocknen und diese für den Wiederaufbau Europas heranziehen wollten. Die 
Frage der nachrichtenlosen Vermbgenswerte von Naziopfern wird aber 1946 erst­
mals zwîschen der Bundesverwaltung und der Bankiervereînigung diskutiert, ohne 

1 Vgl. die verschiedenen Presseberichte Ende Juli und Anfang August 1997. 
2 Eine zuverlii.ssige und gut gemachte Kurzchronologie der Ereignisse prasentieren die 

Parlamentsdienste der Bundesversammlung auf ihrer Homepage: http://www.parla­
ment.ch 

3 BRB betreffend die vorlaufige Regelung des Zahlungsverkehrs zwîschen der Schweiz 
und Deutschland, BS (Bereînîgte Sammlung der Bundesgesetze und Verordnungen 
1848-1947, Bern 1949-1955) 10 743; BRB vom 29.5.1945 betreffend die Meldepflîcht für 
deutsche Vermëigenswerte in der Schweiz, BS 10 738. Vgl. z.B. MARCO DuRRER, Die 
schweizerisch-amerîkanischen Finanzbeziehungen im Zweiten Weltkrieg, Bern 1984. 
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dass dies allerdings zu konkreten Schritten führte4. Dies anderte sich erst in den 
sechziger Jahren. Am 20. Dezember 1962 verabschiedete die Bundesversarnmlung 
nach jahrzehntelangen Vorarbeiten den «Bundesbeschluss über die in der Schweiz 
befindlichen Vermôgen rassisch, religiüs oder politisch verfolgter Auslander oder 
Staatenloser»5. Darin wurden die Ban ken und andere Vermügensverwaltcr aufge­
fordert, einer beim Eidg.Justiz- und Polizeideparternent angesiedelten Meldestelle 
Vermbgenswerte zu melden, «deren letztbekannte Eigentümer auslandische 
Staatsangehürige oder Staatenlose sind, von denen seit dem 9. Mai 1945 zuverlas­
sige Nachrichten fehlen und von denen man weiss oder vermutet, dass sie Opter 
rassischer, religiüser oder politischer Verfolgungen wurden»6. 

6 Der Bundesbeschluss von 1962 beschrankte sich also ausdrücklich auf Ver­
môgen vermuteter Naziopfer, was im damaligen historischen Kontext verstandlich 
war, heute jedoch ais ungenügend zu erachten ist. Diese enge Anlage des Beschlus­
ses führte dazu, dass von den angemeldeten Verrnbgenswerten im Umfang von 
rund 9,8 Mio. Franken rund 5,5 Mio. Franken bei den Banken verblieben, weil sich 
die Meldestelle als nicht zustandig erachtete7. Eine Kontrolle seitens der Behôr­
den, ob die Banken und anderen Vermtigensverwalter ihren Meldepflichten nach­
karnen, war im Bundesbeschluss nicht vorgesehen und wurde entsprechend auch 
nicht durchgeführt. Das Meldeverfahren, die anschliessende Suche nach den an 
den nachrichtenlosen Vermbgen der Naziopfer Berechtigten und die Verteilung 
der nicht auszahlbaren Vermôgenswerte im Umfang rund 3,2 Mio. Franken an den 
Schweizerischen lsraelitischen Gemeindebund, an das Internationale Komitee 
vom Roten Kreuz und an die Zentralstelle für Flüchtlingshilfe dauerten bis 1979. 
Damit meinte man, ein moralisches und politisches Problem gelbst zu haben, was 
sich als fundamentaler politischer Irrtum erwies. Noch nicht endgültig beurteilen 
Jiisst sich, ob der Bundesbeschluss von 1962 sachlîch und verwaltungstechnisch 
korrekt vollzogen worden ist, und ob die Banken und anderen Vermügensverwal­
ter die vorgeschriebenen Meldungen pflichtgemtiss erstattet haben. Es bleibt zu 
hoffen, dass die Untersuchungen der Bergier-Kornmission und der ICEP-Reviso­
ren8 in dieser Hinsicht eine Klarung bringen. Misstra uen allcin bringt jedenfalls 
keinen Beweis, auch wenn es prorninent und haufig gcaussert wird. 

4 Vgl. JACQUES PICARD, Die Vermügen rassisch, religiüs und politisch Verfolgter in der 
Schweiz und ihre Ablüsung von 1946 bis 1973. Die Schweiz und die Vermügen verschwun­
dener Nazi-Opfer. Gutachten im Auftrag des Herausgebers der britischen Zeitschrift 
«The Mail on Sunday», Januar 1993, 9 ff. und PETER HuG/MARC PERRENOUD, In der 
Schweiz liegende Vermügenswerte von Nazi-Opfern und Entschiidigungsabkommen mit 
Oststaaten, Bericht über historische Abklarungen erstellt im Auftrag der Schweizeri­
schcn Eidgenossenschaft, Eidg. Departement für auswiirtige Angelegenheîten, Task 
Force vom 29. Oktober 1996, herausgegeben vom Schweizerischen Bundesarchiv, Bern 
13.12.1996, 53 If. 

5 AS 1963, 427. Zu Vorgeschichte und Abwicklung vgl. PICARD (Fn. 4) und HuG/PERUENOUD 
(Fn. 4) sowie die Dokumentation «Verhandlungen Vermügen verfolgter Auslander oder 
Staatenloser in der Schweiz und Erbenlose Verm6gen. Verwendung» der Dokumentati­
onszentrale der Parlamentsdienste der Bundesversamm!ung, welche die Materialien 
zusammenstellt. 

6 Art.1 Abs.1 des BB vom 20.12.1962. 
7 HuG/PERRENOUD (Fn. 4), 88 ff. 
8 Vgl. hin.ten Rz.14 und die EBK-Jahresberichte 1996, 99 f. und 1997, Kap. l/3 zum Thema 

der nachrichtenlosen Vermôgen. 
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3. Ein (frommer?) Wunsch der Bankenkommission (Dezember 1994) 

7 Trotz des Bundesbeschlusses von 1962 erhielten die Bankiervereinigung, die 
Bankenkommission und zum Teil auch andere Stellen der Bundesverwaltung 
regelmassig Anfragen von Erbcn, welche nach tatsâchlichen oder vermeintlichen 
Vermügenswerten ihrer Vorfahren auf Schweizer Banken suchten. Der kleinere 
Teil dieser Anfragen betraf nachrichtenlose Vermügenswerte von Nazi-Opfern. 
Die Anfrager erhielten jeweils die bedauernde Antwort, es bestünde !eider kein 
zentrales Suchsystem für die Behandlung solcher Anfragen. Entsprechend wurden 
die Anfrager auf den langen Marsch über jedes einzelne Bankinstitut geschickt. 
Wenn müglich halfen die Angestellten der Bankenkommission mit gewissen Plau­
sibilitâtsüberlegungen, um die Suche bei Banken zu beginnen, welche ihnen auf­
grund der Angaben der Ansprecher am aussichtsreichsten erschienen. Nicht fehlen 
durfte der Hinweis auf die Gebühren in betrtichtlicher Hühe, welche einzelne 
Banken für Nachforschungen verlangten. 

8 Die Bankenkommission erachtete diese Situation je langer je mehr ais un­
würdig. Sie übermittelte deshalb der Bankiervereinigung im Januar 1995 eine 
Studie. Darin regte sie an, eine zentrale Meldestelle für nachrichtenlose Vermügen 
zu schaffen und gewisse Prinzipien für die Behandlung solcher Vermügen zu 
verankern, wie z.B. eine zentrale bankinterne Verantwortung für nachrichtenlose 
Vermügen. Hintergrund dieses Anliegens war die bei inaktiven Kundenkonti er­
hühte Gefahr von Missbrauchen durch Bankangestellte. Die Bankenkommission 
forderte die Bankiervereinigung auf, eine Selbstregulierung zu schaffen. Dagegen 
wollte sie nicht selbst aktiv werden, da es nicht um einen zentralen Aspekt der 
Bankenaufsicht ging9. Die Bankiervereinigung reagierte positiv aber ohne über­
schiessenden Enthusiasmus auf das Anliegen, versprach aber die Einsetzung einer 
Arbeitsgruppe zu diesem Thema. 

4. Richtlinien und der Ombudsman ais Lôsung? (September 1995) 

9 Das bisher eher gemâchliche Tempo erhühte sich, ais sich die Schweizer Banken 
ais Ziclscheibe einer internationalen Pressekampagne wiederfandcn, welche im 
Zuge der Erinnerung an das Kriegsende var 50 Jahren im Frühjahr 1995 einen 
crsten Hühepunkt erreichtelO. Am 9. September 1995 verabschiedete die Schwei­
zerische Bankiervereinigung die «Richtlinien über die Behandlung nachrichtenlo­
ser Konti, Depots und Schrankfâcher bei Schweizer Banken»11 . Dicse Richtlinien 
verankerten zum eîncn gewisse Grundsatze bei der Behandlung nachrichtenloser 
Vermügenswcrte durch die Banken. So salien die Banken auf eine Kündigung 
verzichten, die Vermëigenswerte kennzeichnen und die Vertragsbeziehung im 
wohlverstandenen Interesse der Kunden beziehungsweise ihrer Rechtsnachfolger 
weiterführen. 

9 EBK-Jahresbericht 1995,85. 
10 Vgl. zum Beispiel für die Schweiz: Sonntagszeitung, 5.3.1995 oder L'Hebdo, 18.5.1995. 
11 Abgedruckt bei ZuLAUF/THÉVENOZ, Bank- und Ftnanzmarktrecht 1997, Zürich 1997, 

BF97/45-211. 
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10 Zum anderen schufen die Richtlinîen eine zentrale Anlaufstelle12 beim 
Bankenombudsman l3, an welchen sich Ansprecher wenden künnen, wenn sie 
Vermügenswerte eines vor mehr ais 10 Jahren verstorbenen oder verschollenen 
Bankkunden und ihre Berechtigung daran glaubhaft machen14. Der Bankenom­
budsman führt eine Vorprüfung durch und übermittelt den Banken periodisch 
Listen der vorgeprüften Ansprecher. Bis im Juni 1997 behandelte der Bankenom­
budsman über 5000 Anfragen. Er versandte 7 Listen mit insgesamt3330 Namen an 
die Banken. In 28 Fallen (davon 9 Palle jüdischer Opfer) erhielt er von den Banken 
Vermbgenswerte im Umfang von 17 Mio. Franken (rund 10 Mio. Franken jüdische 
Vermbgenswerte aus der Zeit var 194515) gemeldet16. 

11 Es ist schwer zu beurteilen, wieweit sich das in den Richtlinien vorgesehene 
Verfahren sachlich bewahrt hat. Jedenfalls vermochte es die in- und auslandischen 
Gemüter nicht zu beruhigen. Obschon niemand die Integritat des Bankenombuds­
mans anzweifelte, konnte das von ihm durchgeführte Verfahren vor allem interna­
tional keine Glaubwürdigkeit erlangen. Trotz der institutionellen Unabhangigkeit 
des Bankenombudsmans wurde das Verfahren als Unternehmen der Banken be­
trachtet, die den Anstoss dazu gegeben hatten. Viel Schaden stiftete auch die von 
den Banken in den Richtlinien vorgesehene, wohl etwas kleinkramerische Min­
destgebühr, welche Ansprecher bezahlen sollten. Da half es nichts, die Gebühr von 
anftinglich 300 auf 100 Franken zu senken, oder in finanziellen Hartefallen zu 
reduzieren oder ganz zu erlassen. Schliesslich produzierte das Verfahren nicht die 
in der Ôffentlichkeit diskutierten enormen Summen nachrichtenloser Vermbgen, 
was es in den Augen seiner Kritiker von vornherein unglaubwürdig erscheinen 
liess. 

5. Umfragen der Bankiervereinigung ais LOsung? 
(September 1995/Februar 1996) 

12 Die dargestellten Richtlinien über nachrichtenlose Vermtigen haben aile Ver­
mbgen zum Gegenstand, welche seit mehr ais 10 Jahren nachrichtenlos sind. Es 
geht also keineswegs nur um Vermbgen von Nazi-Opfern. Diese standen und 
stehen aber in der tiffentlichen Diskussion im Vordergrund. Aus diesem Grunde 
erachtete es die Schweizerische Bankiervereinigung im Sommer 1995 als sinnvoll, 
bei ihren Mitgliedern eine Umfrage über die seit 1945 nachrichtenlosen Vermbgen 
zu machen. Zuerst wurden im Juni 1995 die 20 Banken angefragt, deren Vertreter 
den Verwaltungsrat der Bankiervereinigung bilden. lm September 1995 wurde 
diese Umfrage auf alle Banken ausgedehnt. Anders ais seinerzeit aufgrund des 

12 Damais noch verworfen wurde die Idee der Bankenkommission,einezentrale Meldestel­
le zu schaffen. 

13 Zur Stellung des Schweizerischen Bankenombudsmans ais Vermittler zwischen Banken 
und Bankkunden vgl. das bei ZULAUF/THÉVENOZ, Bank- und Finanzmarktrecht 1997, 
Zürich 1997, 13F97/56--l, abgedruckte Reglement. 

14 Ein eigentlicher Nachweis ist dagegen nicht erforderlich. 
15 Der grüsste Teil gehürte einem Erblasser und konnte seither den Erben zugeführt 

werden. 
16 Nachtrag zum Jahresbericht des Schweizerîschen Bankenombudsmans 1996 vom 

2.6.1997. 
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Bundesbeschlusses von 1962 mussten nicht bloss Vermbgenswerte von mutmassli­
chen Nazi-Opfern gemeldet werden, sondern grundsatzlich siimtliche Vermbgens­
werte. Dabei wurde nicht zweimal genau nach dem Gleichen gesucht, was schwer 
verstandlich ist17. 

13 Zweimal wurden die Ergebnisse der im Detail somit leicht abweichenden 
Umfragen vorgestellt: Am 9. September 1995 waren es 893 Konti mit damaligem 
Wert von 40,9 Mio. Franken. Am 7. Februar 1996 prasentierte die Bankiervereini­
gung 775 Konti, Depots und Safes mit Vermëgenswerten von 38,7 Mio. Franken bci 
51 der 660 angefragten Banken. Diese Zahlen wurden mit Befriedigung priisen­
tiert, weil ihre Grëssenordnung sa viel geringer war, ais die Offentlich behaupteten 
Milliardenbetriige. Die Befriedigung schwand aber rasch, denn die Banken hatten 
ein fundamentales Problem: es wurde ihnen keine Zahl mehr geglaubt. Da half es 
auch nichts, die Addition der gemeldeten Betrage durch eine Revisionsgesellschaft 
nachrcchnen zu lassen. Vielmehr waren die jüdischen Organisationen im hbchsten 
Mass verargert über die in ihren Augen einseitige Publikation, deren Resultate sie 
unverzüglich ais unglaubwürdig bezeichneten. Ais Ausweg wurde deshalb, nach 
massivem Druck in den USA, versucht, die Kontrolle dieser Zahlen zu internatio­
nalisicrcn und die Kritiker mit ins Kontrollboot zu ziehen. 

6. Das «Volcker~Committee» (Mai 1996) 

14 Vehikel dieser lnternationalisierung der Kontrolle ist eine im Vorfeld eines am 
23. April 1996 vom Bankenausschuss des US-Senates untcr Leitung von Scnator 
D'Amato durchgcführten Hearings angekündigtc unabhiingige Untersuchungs­
kommission un ter Mitwirkung jüdischer Organisationen. Am 2. Mai 1996 schlass 
die Schweizerische Bankiervereinigung mit der «World Jewish Restitution Orga­
nization» und dcm «World Jewish Congress» ein «Memarandum of Understan­
ding» 18. Darin wurde die Einsetzung einer Untersuchungskommissian vereinbart 
( «lndependent Cammittee of Eminent Persans», ICEP), welche nach ihrem Vor­
sitzenden, dem früheren Vorsitzenden der US-Notenbank Paul A. Volcker, auch 
«Valcker-Committec» genannt wird. Das ICEP soll internationale Revisionsgesell­
schaften beauftragen, auf Kasten der Schweizer Banken die «Methaden» der 
Banken bei der Suche nach nachrichtenlosen Vermbgenswerten aus der Zeit des 
Zweiten Weltkrieges zu prüfen. Die Revisiansstellen sollen ungehinderten Zugang 
zu allen notwendîgen Bankunterlagen haben. Die Bankenkommission hat diesen 
Zugang insofern erleichtert, ais sie erkllirte, sie betrachte die Untersuchungen der 
ICEP-Revisoren gleichzeitig ais ausserordentliche Revisianen nach Art. 23bis 
Abs. 2 BankG 19. Die Arbeit der Revisionsgcsellschaften hat sich seither verzbgert, 

17 Bei der ersten Umfrage wurde nach Konti und Depots (ohne Schrankfiicher und Spar­
hefte, aber auch von Kunden mit Wohnsitz in der Schweiz) gefragt, welche vor 1945 
erôffnet worden und seit 1985 nachrichtenlos waren, sofern ihr Buchwert Fr. 1000.­
überstîeg. Die zweite Umfrage betraf nur Konti und Depots von Personen mit Wohnsitz 
îm Ausland (ebenfalls ohne Sparhefte, aber einschliesslich Schrankfiicher), die seit 1945 
nachrichtenlos waren. 

18 Publiziert beî ZULAUF/THÉVENOZ, Bank- und Finanzmarktrecht 1997, Zürich 1997, 
BF97/45-24. 

19 Pressemitteilung vom 30.1.1997, abgedruckt bei ZuLAUF/THÉVENOz, Bank- und Finanz-
1narktrecht 1997, Zürich 1997, BF97/45-24a. 
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was einerseits mit der Komplexitiit der Aufgabe, anderseits aber mit der Forderung 
der Revisionsgesellschaften nach Schadloshaltung gegenüber allfalligen Klagen 
aus îhrer Prüfungstatîgkeit zusammenhangt. So konnten bis Ende 1997 erst 10 
Pilotuntersuchungen unternommen werden, welche bei zwei Grossbanken noch 
weitergeführt wurden. 

7. VorstOsse in der Bundesversamnùung (Dezember 1996) 

15 Wie bei allen politischen Fragen nicht weiter erstaunlich, war der ganze Pro­
zess begleitet durch eine ganze Reihe von parlamentarischen Vorstôssen. 1995 
waren die Vorstôsse vom Bundesrat noch mit dem Hinweis beantwortet worden, 
die privatrechtliche Regelung genüge, und es gelte die Erfahrungen der Bankier­
vereinigung mit ihren Richtlinien abzuwarten20.1996 erhôhte sich die parlamenta­
rische Aktivitiit. Nachdem zuerst die Wiederholung des Bundesbeschlusses von 
J 962 gefordert worden war21 , setzte sich die Rechtskornrnission des Nationalrates 
für die Schaffung einer Historikerkommission ein, welche u.a. «Umfang und 
Schicksal» von nachrichtenlosen Vermôgen von Nazi-Opfern bei Schweizer Ban­
ken untersuchen soll. Der entsprechende «Bundesbeschluss betreffend die histori­
sche und rechtliche Untersuchung des Schicksals der infolge der Nationalsoziali­
stischen Herrschaft in die Schweiz gelangten Vermôgenswerte» wurde am 13. De­
zember 1996 von der Bundesversammlung verabschiedet und bildet die Rechts­
grundlage für die Arbeit der sogenannten «Bergier-Kommission»22 . 

16 lm Winter 1997 wurden schliesslich eine ganze Reihe von Vorstdssen einge­
reicht und am 19. Mtirz 1997 im Nationalrat auch diskutiert, welche die Schaffung 
einer ordentlichen Gesetzesregelung für nachrichtenlose Vermdgen forderten23. 
Der Bundesrat opponierte nicht mehr gegen derartige Vorstôsse, sondern stellte 
eine entsprechende Gesetzesvorlage in Aussicht. Bis es soweit ist, kann allerdings 
noch einige Zeit vergehen. Dies muss nicht schiidlich sein. Die nicht einfachen 
Rechtsprobleme îm Zusammenhang mit nachrichtenlosen Vermügen insbesonde­
re von ausliindischen Berechtigten24 verdienen es, in Ruhe und gründlich abgekl3.rt 
zu werden. 

20 VgL z.B.die Antwort des Bundesrates vom 25.9.1995 auf eine Motion von Stiinderat Piller 
vom 12.6.1995 (95.3257) betreffend herrenlose Vermôgen auf Schweizer Bank.en, welche 
vom Standerat am 20.12.1995 mit 6 gegen 4 Stimmen abgelehnt wurde. 

21 Parlamentarische Initiative Grendelmeier vom 24.3.1995 (95.407), am 13.5.1996 zurück· 
gezogen zu Gunsten der Initiative der Kommission für Rechtsfragen des Nationalrates. 

22 SR 984, AS 1996 3487, abgedruckt bei ZULAUF/THÉVENOZ, Bank~ und Finanzmarktrecht 
1997, Zürich 1997, BF97/21-1. 

23 Vgl. das Postulat Nabholz vom 27.11.1996 (96.3574) und die Motionen Rechsteiner vom 
9.12.1996 (96.3606, Amtl. Bull. NR 1997, 330 ff) und Plattner vom 9.12.1996 (96.3610, 
Amtl. Bull. SR 1997 298 ff.), sowie emeut Rechsteiner (97.3306), 

24 Vgl. HANS-ULRICH WALD ER, Rechtliches zur Frage der nachrichtenlosen Vermôgenswerte 
auf Schweizer Banken, SJZ 93 (1997) 130 ff. und DANIEL GIRSBERGER, Das internationale 
Privatrecht der nachrichtenlosen Vermôgen in der Schweiz, Basel/Frankfurt a.M. 1997. 
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8. Mehr intemationaler Druck (Winter 1997) 

17 International gelangt das Dossier ebenfalls nicht zur Ruhe. Insbesondere die 
irrtümliche Vernichtung von historischen Akten bei der UBS im Dezember 1996 
bewirkte im Winter 1997 einen erhbhten Druck auf die Schweiz und die Schweizer 
Banken, nachdem Nachfahren von Nazi-Opf~rn bereits im Oktober 1996 die 
ersten Sammelklagen gegen die Schweizer Grossbanken eingereicht und einen 
Betrag von 20 Mrd. US-Dollar gefordert hatten. In den USA wurde den Schweizer 
Bankèn nun mit Boykotten gedroht. Der Staat New York führte im Februar 1997 
eigens zur Geschaftstiitigkeit von Schweizer Banken in New York ein ëffentliches 
Hearing durch. Verschiedentlich wurden die bisherigen Bemühungen der Banken 
und des Bankenombudsmans, nachrichtenlose Vermbgen den Berechtigten zuzu­
führen, ais unzureichend und unglaubwürdig kritisiert. 

9. Pressekonferenz der Bankenkommission und Antwort 
der Bankiervereinigung (April 1997) 

18 Anlasslich der Jahrespressekonferenz der Bankenkommission im April 1.997 
wies der Priisident der Bankenkommission die Banken auf das Bedürfnis einer 
Publikation der Namen von Berechtigten hin. Das Bankgeheimnis stehe einer 
solchen Publikation nicht entgegen, da keine ablehnenden Geheimnisherren 
ersichtlich sind. Die Schweizerische Bankiervereinigung nahm diesen Ball dank­
bar auf und bat die Bankenkommission En de April 1997, bei der Ausgestaltung 
eines Mechanismus zur Publikation der nachrichtenlosen Vermëgen aus der Zeit 
des Zweiten Weltkrieges mitzuwirken. Auch der Bundesrat unterstützte diese 
Bestrebungen. Bundesrat. Villiger ersuchte die Bankenkommission ausdrücklich 
um die Übernahme einer Oberaufsicht bei der Publikation der Narnen von Be­
rechtigten. 

10. Rundschreiben der Bankenkommission und die gemeinsame 
Presseerkliirung Bankenkommission/ICEP (Juni 1997) 

19 Die Bankenkommission beschloss am 25. Juni 1997 ein Rundschreiben zur 
Meldung und Publikation von nachrichtenlosen Vermbgenswerten. Gemeldet wer­
den mussten alle Vermbgenswerte von Kun den ( ohne Rücksicht auf Wohnsitz der 
Kunden und die Hbhe des Betrages), welche nachweisbar var <lem 9. Mai 1945 
bestanden und seither nachrichtenlos waren. Gleichzeitig verpflichtete sich die 
Bankenkornmission zusammen mit dem ICEP zur Übernahme einer Oberaufsicht 
beî der Publikation der Namen von Berechtigten und der Abwicklung von Ansprü­
chen auf nachrichtenlose Vermëgenswerte. Die Ôffentlichkeit wurde in einer ge­
meinsamen Presseerkliirung über den Erlass des Rundschreibens und die Über­
nahme der Oberaufsicht informiert. 

Nach Ansicht der Bankenkommission stand das Bankgeheimnis der Publikation 
unter diesen historischen Umstanden nicht entgegen. Sie begründete diese Hal­
tung wie folgt: 

18 

« ... Andererseits ist die Publikation auch wegen der ungewOhnlich langen Nachrich­
tenlosigkeit und des tiefen historischen Einschnitts, den der Zweite Weltkrieg und 



der Holocaust verursacht haben,notwendig geworden, um die heu te Berechtigten zu 
identifizieren. Denn erst durch diesen Schritt werden die Berechtigten dieser nach­
richtenlosen VermOgenswerte in die Lage versetzt, ihre Rech te überhaupt geltend zu 
machen. Die Publikation wird unter engen Voraussetzungen und unter strikter 
Überwachung durchgeführt. Dabei sollen nicht mehr Informationen verOffentlicht 
werden, als zur Identifikation der heu te Berechtigten notwendig ist~ im übrigen bleibt 
deren Prîvatsphiire geschützt und das Bankgeheimnis gewahrt.»25 

11. Publikation der «Ausliinderlisle» (Joli 1997) 

20 Eine erste Liste mit 1756 auslandischen nachrichtenlosen Vermôgenswerten 
wurde am 23. Juli 1997 publiziert und weltweit verbreitet. Als ausliindisch galten 
nachrichtenlose Vermbgenswerte von Personen mit auslandischem Wohnsitz oder 
auslandischer Staatsbürgerschaft. Eine [nformationsbroschüre und ein Formular 
zur Anmeldung von Ansprüchen auf publizierte Vermbgenswerte konnte bei Kon­
taktstellen der ATAG in der Schweiz, in Israel und weiteren Landern bestellt 
werden. Publiziert wurden einzig der Name, der Vorname, der Wohnort und <las 
Wohnsitzland der Bankkunden, nicht dagegen der Name der betroffenen Bank 
sowie allfrilliger Bevollmachtigter. 

12. Intervention des Datenschutzbeauftragten (September 1997) 

21 Durch die Publikation der Auslanderlis te fühlte sich der Eidg. Datenschutzbe­
auftragte herausgefordert, welcher vorher wegen des Zeitdrucks nicht uro seine 
Meinung angefragt worden war. In seiner an die Bankiervereinigung gerichteten 
Empfehlung vom 5. September 1997 empfahl der Datenschutzbeauftragte zum 
einen, die Publikation weiterer Namen aufzuschieben, bis die Bundesversammlung 
eine formelle gesetzliche Grundlage geschaffen habe26 . Damit hiitte eigentlich das 
Parlarnent alles Weitere regeln müssen. Aber offenbar traute der Datenschutzbe­
auftragte der Tragfahigkeit oder jedenfalls <lem Erfolg seiner Argumentation nicht 
vollstiindig. Deshalb empfahl er den Banken weiter, var der Publikation der 
niichsten Liste allenfalls noch auffindbare Kunden mit allen Mitteln zu ermitteln, 

25 EBK Rundschreiben vom 25.6.1997 (nicht im Rundschreiben-Ordner der EBK publi­
ziert) Rz. 4. 

26 Der Datenschutzbeauftragte hielt eîne formell gesetzliche Grundlage var allem auf 
Grund von Art.17 Abs.2 des Bundesgesetzes vom 19.6.1992 über den Datenschutz (DSG, 
SR 235.1) für notwendig. Die Bestimmung ist aber nur anwendbar, wenn anders als im 
zu beurteilenden Fall die Daten durch eine Bundesbehôrde bearbeitet werden und es 
sich um besonders schützenswerte Daten handelt. Die publizierten Namen warenjedoch 
keine besonders schützenswerte Angaben i.S. von Art. 3 Bst. c DSG. Der Datenschutzbe­
auftragte begründete seine anderslautende Meinung mit dem Argument, durch die 
Publikation im Zusammenhang mit der Suche nach Vermôgen von Opfern des Holocaust 
würden aile Namen «in Zusammenhange mit rassischen, religiOsen, politischen und 
weltanschaulichen Ansichten gebracht». Das Argument überzeugt nicht. Aus der Publi­
kation eines Namens kaon einzig geschlossen werden, dass eine Persan dieses Namens 
var 1945 Kunde einer Schweizer Bank war. 
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die Liste nicht in der Presse zu publizieren und auf dem Internet nur eine einzel­
fallweise Suche nach N amen zu erlauben. 

22 Die Bankiervereinigung akzeptierte in der Folge die letzten Empfehlungen. 
Umgekehrt verzichtete der Datenschutzbeauftragte darauf, die Frage der gesetzli­
chen Grundlage nach Art. 29 Abs. 4 des Datenschutzgesetzes durch die Eidg. 
Datenschutzkommission beurteilen zu lassen. Vjelmehr teilte er seine diesbezügli­
chen Bedenken dem Bundesrat mit, der sie jedoch nicht teilte. 

13. Einstellung des Strafverfahrens i.S. Meili (September 1997) 

23 Die Zürcher Bezirksanwaltschaft hatte im Januar 1997 ein Strafverfahren 
gegen den Wachmann Meili wegen mbglicher Verletzung des Bankgeheimnisses 
erbffnet. Meili hatte Akten, welche er im Januar 1997 im Shredderraum der UBS 
gefunden hatte, vor der Vernichtung bewahrt und der Ôffentlichkeit zuganglich 
gemacht. Die Akten enthielten u.a. Hinweise auf einzelne Schuldner und Kredite 
der von der UBS 1946 übernommenen Eidgenbssischen Bank in den Jahren vor 
1926. 

24 Mit Verfügung vom 24. September 1997 stellte der zustandige Zürcher 
Bezirksanwalt Cosandey <las Strafverfahren gegen Meili ein. Er begründete seine 
Verfügung im wesentlichen wie folgt: 

«Zusammenfassend ist festzuhalten, dass ... das Recht auf Geheimhaltung ... solange 
weiterbesteht, ais. der Kunde ein legitimes lnteresse daran hat. lm konkreten Fall ist 
un ter Berücksichtigung des Umstandes, dass es sich nur um rudimentiire Kundenin~ 
formationen handelt und diese 70 bis 100 Jahre alt sind, sowie im Hinblick auf die 
Verhiiltnismiissigkeit und das Offentliche lnteresse an der Erforschung der histori­
schen Wahrheit, davon auszugehen, dass die damalîgen Kreditkunden heute kein 
legitimes und überwiegendes Geheimhaltungsinteresse mehr haben, so dass der 
Angeschuldigte aus objektiven Grtinden keine Verletzung des Bankgeheimnisses irn 
Sînne von Art. 47 BankG begangen hat.» 

14. PubJikation der «Schweizerliste)) (Oktober 1997) 

25 Am 29. Oktober 1997 schliesslich publizierten die Banken nochmals Listen mit 
Namen. Eine bei den Gross- und Kantonalbanken aufgelegte Broschüre enthielt 
10 758 Namen mit Wohnorten von Schweizer Bankkunden, soweit die Bücher der 
Banken ein Guthaben von mehr als Fr.100.- auswiesen. Publiziert und im Internet 
zuganglich gemacht wurden wiederum 3687 Namen von ausltindischen Kunden 
(diesmal auch auslandischer Sparheftinhaber). 

26 Insgesamt publizierten die Banken somit 16 201 Kundenkonti, davon 5443 
von Auslandern. Diese Konti wiesen einen Betrag von insgesamt rund Fr. 78 
Mio. auf, davon waren Fr. 66 Mio. gegenüber Auslandern geschuldet. Bis Ende 
Oktober 1997 wurden insgesamt 3900 Forderungen auf die im Juli publizierten 
Konti angemeldet, wovon allerdings nur 2700 auf ein bestimmtes Konto Bezug 
nahmen. 
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fil. Rechtsfragen 

1. Vom Bankgeheimnis geschützte Informationen 

27 Was gebietet das Bankgeheimnis den Banken? Die Antwort ist grundsiitzlîch 
einfach: Alle Informationen, welche Organe oder Angestellte der Bank im Rah­
men ihrer bankgeschiiftlichen Beziehungen über den Kunden erfahren haben und 
welche nicht Offentlich bekannt sind, müssen geheimgehalten werden. Ais Bank­
geschiifte gelten nicht nur diejenigen, welche zur Unterstellung unter das Banken­
gesetz führen, sondera alle Geschiifte einer Universalbank27 . Die Bank darf kei­
nerlei Angaben über ihre Kundenbeziehungen machen. Sie darf <las Bestehen 
einer Kundenbeziehung jedenfalls nicht bestiitigen, eventuell auch nicht dementie­
ren28. Auch ëffentlich Bekanntes über einen Bankkunden darf eine Bank nur 
bestatigen, dementieren oder kommentieren, wenn und soweit auf Grund Offent­
licher Quellen als sicher gelten muss, dass das Offentlich Bekannte wahr ist. 

Aufgrund dieser Ausführungen müsste eine erste Antwort auf die Ausgangsfra­
ge lauten: Die Publikation eîner Kundenliste ist klar unzulassig. So einfach sind die 
Dinge jedoch nicht. 

2. Bankgeheimnis ais Bankkundengeheimnis 

28 Wirtschaftlich haben die Banken selbst und der mit ihnen verbundene Pa­
rabankenbereich ein klares Eigeninteresse am Bankgeheimnis. Es <lient dazu, 
insbesondere auch auslandische Kunden anzuziehen. Dieses wirtschaftlîche Inter­
esse der Banken liegt dem institutionellen Aspekt des Bankgeheimnisses zu Grun­
de. Auch dieses Interesse ist rechtlich geschützt29 . Sind diese Interessen aber in 
einem konkreten Fall nicht gleichgerichtet, geht <las Kundeninteresse vor. Das 
Bankgeheimnis soll in erster Linie den Interessen der Bankkunden dienen und 
nicht die Banken schützen. Der Bankkunde ist Geheimnisherr und nicht die Bank 
ais blosse Tragerin des Geheimnisses30. Der Kun de muss seinen Geheimhaltungs-

27 Das schliesst entgegen BGE 119 IV 175 auch den Edelmetallhandel eîn, richtîg deshalb 
die Krîtik von BEAT KLEINER in SZW 66 (1994) 97. Anders für das Anwaltsgeheimnis 
BGE 112 lb 166 und BOE 114 III 105, welche die nicht «berufsspezifischen)> Tatîgkeiten 
ais Vermügensverwalter oder Verwaltungsrat nicht dem Anwaltsgeheimnis unterstellen. 

28 So KLEINER/WENZEL in BoDMER/KLEINER/LuTz, Kommentar zum schweizerischen Bank­
gesetz, Zürich Stand 1997, N. 5 zu Art. 47 BankG·; AUBERT et al., Le secret bancaire suisse, 
3. Auflage, Bern 1995, 92 f. mit Hinweis auf den sonst müglichen Umkehrschluss: «Wenn 
kein Dementi erfolgt, muss eine Kundenbeziehung bestehen.» Allerdings halten sich 
verschiedene Banken nicht daran, woran streng rechtlich nichts auszusetzen ist: Wo kein 
Kunde, kein Geheimnis. Eine andere Frage ist, ob solche Dementis nicht das Bankge­
heimnis als Institution schwachen. 

29 AUBERT et al. (Fn. 28), 94 f. 
30 Zur Frage, wer Bankkunde ist, und ob auch Dritte, mit denen die Bank im Auftrag des 

Kunden in Kontakt tritt (z.B. Zahlungsempfanger) einen eigenen Anspruch auf Geheim­
haltung haben, vgl. die Hinweise bei URS ZULAUF, Bankgeheimnis und bankhistorische 
Forschung, ZSR 113 (1994), I. Halbband, 114, sowie nun MAURICE AUBERT/BERNARD 
HAISSLY/JEANNE TERRACINA, Responsabilité des banques suisses à l'égard des héritiers, 
SJZ 92 (1996) 137 (140 f.), welche mit guten Gründen ein Auskunftsrecht der Bank 
gegentiber dem wirtschaftlich Berechtigten bejahen. 
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willen nicht konkret aussern. Der rechtliche Grundsatz des Bankgeheimnisses geht 
vielmehr davon aus, dass eben ein Geheimhaltungswille besteht, solange der Kun­
de nicht einen anderen Willen kundtut und auf <las Bankgeheimnis verzichtet. Ein 
solcher Verzicht ist zulassig, sofern er <lem freien Willen des Kunden entspricht. Er 
kann ausdrücklich, aber auch konkludent erfolgen. 

29 Das Bankgeheimnis geht also grundsatzlich vom Geheimhaltungswillen des 
Bankkunden aus. Unter bestimmten Umstanden kann das Fortbestehen eines 
Geheimhaltungswillens des Kunden aber zweifelhaft werden. Massgebend ist ein­
mal der wirkliche Wille des Kunden. Dabei spielt es keine Rol1e, ob dieser vernünf­
tig oder unvernünftig, klug oder dumm oder im wirklichen oder falschen Interesse 
des Kunden liegt. Kann der wirkliche Wille des Kunden nicht ermittelt werden, so 
kommt es auf den rnutmasslichen Willen des Kunden an. Ist auch dieser nicht 
erkennbar, so hat die Bank nach den objektiven Interessen des Kunden zu ent­
scheiden. Diese Fragen werden besonders von Interesse, wenn ein Bankkunde 
stirbt oder die Bank den Kontakt zum Kunden verliert. Vorher seien aber die 
Rechtsgrundlagen des Bankgeheimnisses und ihr Verhiiltnis zueinander kurz er­
liiutert. 

3. Vier Rechtsgrundlagen des Bankgeheimnisses 

Das Bankgeheimnis beruht irn wesentlichen auf vier verschiedenen Rechtsgrund­
lagen31. 

30 Auszugehen ist vom Persônlichkeitsrecht des Bankkunden, welches Art. 28 
ZGB gegen widerrechtliche Übergriffe schützt. Zum Persbnlichkeitsrecht gehbrt 
nach Lehre und Praxis der Anspruch jeder Person auf Wahrung seiner Geheim­
und Privatsphiire32. Dieser Anspruch ist heutzutage vor allem gegen Übergriffe 
der Medien notwendig, welche mit Hinweis auf ihren Informationsauftrag kaum 
mehr Schranken zu kennen scheinen. Der Schutz des Bankgeheimnisses geht aber 
weiter. Die Bank darf Kundeninformationen nicht nur nicht an die Ôffentlichkeit 
tragen, sondern sie ohne Rechtfertigungsgrund oder gesetzliche Pflicht überhaupt 
nicht weitergeben, und sei der Empfiinger noch so verschwiegen. Der Persbnlich­
keitsaspekt des Bankgeheimnisschutzes ist heute zwar vbllig unbestritten. Dies ist 
aber insofern nicht selbstverstandlich, da Bankdaten «nllr» die Vermbgensverhalt­
nisse einer Person und somit in der Re gel jedenfalls nicht die Geheimsphiire33, 
sondern die Privatsphüre betreffen. Nach normalen persbnlichkeitsrechtlichen 
Kriterien ist die Privatsphiire aber nicht absolut, sondern allein gegen eine Verbrei­
tung in der Ôffentlichkeit geschützt. Die persbnlichkeitsrechtliche Verankerung 
des Bankgeheimnîsses bereitet auch Schwierigkeiten bei der Rechtsnachfolge, 
doch dazu spiiter. 

31 Vgl. ZULAUF (Fn. 30), 108 fi m.w.H. Die genannten vier Rechtsgrundlagen kûnnten 
zwanglos noch um eine fünfte ergânzt werden, wenn man die Reflexwirkungen auf die 
verwaltungsrechtliche Aufsichtspraxis der Bankenkommission einschliessen würde, dazu 
generell: URS ZuLAUF, Glâubigerschutz und Vertrauensschutz - zur Sorgfaltspflicht der 
Bank îm Offentlichen Recht der Schweiz, ZSR 128 (1994), II. Halbband, 374 ff. 

32 PEDRAZZINI/ÜBERHOLZER, Grundriss des Personenrechts, 4. Auflage, Bern 1993, 138 ff. 
33 Allerdings kônnen Bankbelege auch intime Daten enthalten, wie finanzielle Beziehun­

gen zu Geliebten, vgl. SJZ 61(1965)354 ff. 
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31 Das Bankgeheimnis ist auch Bestandteil der vertraglichen Pflichten der 
Bank. Es wird regelmassig in den Allgemeinen Geschaftsbedingungen verankert, 
sonst gilt es aufgrund einer allgemeinen Usanz als Nebenpflicht jeder Bankbezie­
hung. Kommt es zu keinem oder zu keinem gültigen Vertrag, so ist die Bank nach 
Treu und Glauben dennoch gehalten, über die Geschaftsbeziehung Stillschweigen 
zu bewahren. 

32 Allgemein bekannt und regelmassig im Vordergrund der politischen Dis­
kussionen um das Bankgeheimnis steht der strafrechtlîche Schutz des Bankgeheim­
nisses in Art. 47 des Bankengesetzes. Bekanntlich bedroht diese Bestimmung seit 
1934 jede widerrechtliche Verletzung des Bankgeheimnisses mit Strafe. Entgegen 
der heute weniger oft ais früher kolportierten Legende war nicht der Schutz 
spezifisch des jüdischen Flüchtlingsvermëgens Anlass, das Bankgeheimnis auch 
strafrechtlich zu bewehren. Es waren vielmehr die bereits 1931 einsetzenden 
Übergriffe deutscher Zoll- und Finanzamter wegen allgemeiner Devisenbestim­
mungen, welche sich aber nach der Machtergreifung durch die Nazis 1933 u.a. 
aufgrund von Rassengesetzen noch verstarkten. Die jüdischen Vermbgen waren 
deshalb nicht Urheber aber, so ist jedenfalls zu hoffen, die ersten Nutzniesser des 
strafrechtlichen Schutzes des Bankgeheimnisses34. Die laufenden historischen Ab­
klarungen der Bergier-Kommission werden hoffentlich auch beleuchten, ob und 
wieweit sich die Banken gegenüber allfiilligen Pressionen der Natîonalsozialisten 
auf Übergabe jüdischer Vermbgenswerte resistent erwiesen ha ben. 35 

33 Schliesslich wird der Persënlichkeitsschutz allgemein durch das Daten­
schutzgesetz verstarkt. Allerdings bietet es keinen weîtergehenden Schutz gegen 
die Bekanntgabe von Angaben über einen Bankkunden ais die bisher genannten 
Rechtsgrundlagen. Insbesondere betrachtet es grundsatzlich die nicht gerechtfer­
tigte Bekanntgabe von Daten an Dritte nur dann als widerrechtliche Persbnlich­
keitsverletzung, wenn sie sogenannt «besonders schützenswerte Personendaten» 
betrifft36. Die Kundendaten der Banken sindjedoch in der Regel nach den Krite­
rien des Datenschutzgesetzes nicht besonders schützenswert37. Immerhin erlaubt 
das Datenschutzgesetz die Bekanntgabe von Datensammlungen38 ins Ausland nur, 
wenn die betroffenen Staaten einen dem schweizerischen gleichwertigen Daten­
schutz kennen39. Einen ganz wesentlichen Punkt gilt es schon an dieser Stelle zu 
erwahnen. Ein Bearbeiten von Personendaten einschliesslich deren Bekanntgabe 

34 HuGo BANZIGER, Die Entwicklung der Bankenaufsicht in der Schweiz seit dem 19. 
Jahrhundert, Diss. phil., Bern 1986, 114 ff. 

35 Der durch eine ausltindische Behürde erzwungene Verzicht auf das Bankgeheimnis wirft 
schwierige Fragen auf, die hier nicht vertieft werden künnen. Mit Blick auf den institu­
tionellen Aspekt des Bankgeheimnisses richtig ist die Aufforderung von STRATENWERTH 
an die Banken, zu prüfen, ob ein unter Druck einer Behürde abgegebener Verzîcht des 
Kunden wirklîch dem Willen des Kunden entspricht, und ihm nur dann zu folgen (GüN­
TER STRATENWERTH, Der behürdlich erzwungene Verzicht auf <las Bankgeheimnis, in: voN 
GRAFFENRIED [Hrsg.], Beitrage zum schweizerischen Bankenrecht, Bern 1987, 227 ff. ). 
Der Konflikt ist aber schwer zu lüsen: Einerseits darf ein Kunde im Konfliktsfall nicht auf 
dem Altar der Institution Bankgeheimnis geopfert werden, anderseits kann jedes Nach­
geben die ausliindischen Behürden einladen, ihren Druck gegenüber den Kunden zu 
verstiirken. 

36 Art. 12 Abs. 2 DSG. 
37 Vgl. vorne Fn. 26. 
38 Zur Definition vgl. Art. 3 Bst. g DSG. 
39 Art. 6 Abs. 1 DSG. 
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ist nicht widerrechtlich, wenn sie durch «überwiegende private oder Offentliche 
Interessen» gerechtfertigt ist40. 

4. Vier Wiichter über das Bankgeheimnis 

Das Bankgeheimnis besitzt somit einen Herrn, den Kunden oder die Kundin, und 
eine Tr3.gerin, die Bank, aber welches sind seine Wachter? 

34 Zum Schutz von absoluten oder vertraglichen Persünlichkeitsrechten ist 
zum einen der Zivilrichter berufen. Da gilt die Dispositionsmaxime, wo kein 
Klager, da kein Richter. 

35 Demgegenüber hat der Strafrichter und zwar der ordentliche kantonale bei 
jeder Verletzung des Bankgeheimnisses von Amtes wegen tatig zu werden, da 
Art. 47 BankG anders ais die Bestimmung von Art. 321 StGB betreffend das Arzt­
oder Anwaltsgeheimnis keinen Strafantrag voraussetzt. 

36 Stehen die Wachterpflichten der Zivil- und Strafrichter ausser Frage, gilt 
Gleiches nicht unbedingt in bezug auf die Bankenkommission. Unzweifelhaft ist 
eines: Die Bankenkommission kann keine Bank vom Bankgeheimnis entbinden. 
Anders ais Art. 321 StGB ist eine Entbindung vom Bankgeheimnis durch eine 
Aufsichtsbehërde überhaupt nicht vorgesehen. Fraglich ist, ob eine solche Entbin­
dungsmüglichkeit nicht sinnvoll ware. Kann die Bankenkommission nicht vom 
Bankgeheimnis entbinden, sa fragt sich, wieweit sie dennoch über die Einhaltung 
des Bankgeheimnisses zu wachen hat. Dies trifft einmal insofern zu, ais sie ver­
pflichtet ist, jede Verletzung von Art. 47 BankG <lem kantonalen Strafrichter 
anzuzeigen. Darüber hinaus ist die Bankenkommission als Fachbehürde zum Voll­
zug des Bankengesetzes ganz generell auch zur Interpretation des Bankgeheimnis­
ses berufen, z.B. im Rahmen von Abklarungen darüber, ab eine Bank richtig 
organisiert ist oder Gewahr für eine einwandfreie Geschaftstatigkeit bietet. Ent­
sprechend hat sich die Bankenkommission in der Vergangenheit verschiedentlich 
mit Fragen befasst, welche direkt mit dem Bankgeheimnis zusammenhangen, so 
etwa im Zusammenhang mit der Datenfernverarbeitung im Ausland41 oder mit 
dem konzerninternen Informationsfluss zum Zwecke der konsolidierten Auf­
sicht42. 

37 Schliesslich befassen sich auch der Eidg. Datenschutzbeauftragte und sein 
standiges Sekretariat sowie die Eidg. Datenschutzkommission mit <lem Bankge­
heimnis, soweit sie die Bearbeitung von Personendaten über Bankkunden zu 
beurteilen und damit die Einhaltung des Datenschutzgesetzes zu prüfen haben. 

5. Verh3ltnis der Rechtsgmndlagen und der W3chter 

38 Bei dieser Anzahl von Rechtsgrundlagen und ihrer Wiichter Iasst sich mit Fug 
nach ihrem Verh3.ltnis untereinander fragen. Wichtig ist die materiell-rechtliche 
Seite. Hier ist wie überhaupt im Bankrecht von einer verzahnten Gemengelage 
von Privat-,Straf- und Verwaltungsrecht und von verschiedensten Offentlichen und 

40 Art 13 DSG. 
41 Vgl. EBK-Bul!eiin 21 (1991),24 (1994) und 25,31. 
42 EBK-Jahresbericht 1996, 46. 
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privaten Interessen I!1it vielfiiltigen Wechselwirkungen auszugehen43. Da gibt es 
grundsatzlich keine Uber- oder Unterordnungen. Immerhin ist klar vom Interesse 
des Bankkunden an der Wahrung seiner vermbgensrechtlichen Privatsphâre aus­
zugehen. Dieses Interesse ist dispositiv, der Kunde kann darauf verzichten. Tut cr 
dies, besteht kein Geheirnnisanspruch mehr, der verletzt werden kbnnte. Diese 
Überlegung legt nahe, den zivilrechtlichcn Geheimhaltungsanspruch als Massstab 
zu nehmen. Dafür gibt es in verwandten Fragestellungen Vorbilder. So etwa knüpft 
der Strafrichter im Bereich des strafrechtlichen Schutzes vor Verletzungen des 
Geheirn- und Privatbereichs44 an die zivilrechtliche Doktrin zum Persbnlichkeits­
schutz an 45. lm Bereich des Bankgeheimnisses wurde das Bundesgericht im Jahre 
1982 mit dem Argument konfrontiert, soweit der zivilrechtliche Geheimhaltungs­
anspruch wegen Rcchtsmissbrauchs nicht angerufen werden kbnne, komme auch 
eine strafrechtliche Verurteilung nicht in Frage46. Da es den Rechtsmissbrauch 
verneinte, konnte <las Bundesgericht die Frage offenlassen. Immerhin liess das 
Gericht erkennen, den Einwand des Rechtsmissbrauchs allenfalls zu akzeptieren, 
«wenn nach den Umstânden eine Bindung an die Geheimhaltungspflicht offen­
sichtlich stossend ware»47_ 

39 Der zivilrechtliche Geheimhaltungsanspruch mag demnach die Richt­
schnur zur Beurteilung der Frage sein, ab eine Bankgeheimnisverletzung vorlîegt. 
Es ginge aber zu weit, daraus einen eigentlichen Vorrang des Zivilrechts abzulei­
ten, um so mehr ais sich daraus gerade beî der Frage der Rechtsnachfolge beim 
Bankgeheimnis schwierige Probleme ergeben. Dieselbe Aussage drangt sich auf 
zum Verhaltnis der genannten Wâchter über das Bankgeheimnis: Keiner wird 
durch den Entscheid des anderen rechtlich gebunden, aber jeder sollte die Über­
legungen der anderen berücksichtigen, um Wertungswidersprüche müglichst zu 
vermeiden. 

6. RechtJiche und praktische ProbJeme bei der Rechtsnachfolge 

40 Erlbscht die Geschaftsbeziehung zu einem Kunden, ist die Bank solange 
weiterhin zur Geheimhaltung verpflichtet, ais ein legitimes Interesse des Kunden 
daran weiterbesteht48. Lebt der Kunde weiter, ist dies ohne weiteres anzunehmen. 
Schwierige Probleme ergeben sich hingegen beirn Tod eines Kunden. 

41 Zum einen sind sie rechtlicher Art. Es zeigen sich die Grenzen der persbn­
lichkeitsrechtlichen Abstützung des Bankgeheirnnisses. Persbnlichkeitsrechte er­
lbschen namlich grundsatzlich mit dem Tod eines Menschen und sind unvererb­
lich49_ Demgegenüber haben die Gerichte und die Lehre anerkannt, dass der 
Geheimhaltungsanspruch gegenüber einer Bank auf dessen Erben übergeht, so­
weit er vermbgensbezogene und nicht «hbchstpersbnliche» Angaben betrifft50. 

Doch damit fangen die Schwierigkeiten erst an. Dies zeigt sich beim Auskunfts-

43 Dazu generell ZULAUF (Fn. 30), 374 ff. 
44 Art.179 fi. StGB. 
45 So <las Bundesgericht in BGE 118 IV 41 (45) und 322 (Fall Barschel). 
40 BGE 108 IV 133 (136 If.). 
47 A.a.0.138. 
48 Vgl. die Hinweise bei ZULAUF (Fn. 30), 115 f. 
49 BGE Ill! II 191. 
50 Vgl. die I-linweîse bei ZULAUF (Fn. 30), 109. 
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43 Hinzu kommen mit zunehmendem Zeitablauf immer handfestere prakti­

sche Probleme. Mit jeder Generation werden die Rechtsnachfolger eines verstor­
benen Bankkunden immer zahlreicher. Immer schwieriger und aufwendiger wer­
den entsprechende Nachforschungen einer Bank. 

7. Interessena bw3gung und Publikation von nachrichtenlosen Vermôgen 
ais erlaubter Ausweg 

44 Angesichts dieser Ausgangslage bieten sich nun folgende Antworten auf die 
eingangs gestellte Frage nach der Zulassigkeit der Publikation der Namen von 
Inhabcrn nachrichtenloser Vermbgenswerte aus der Zeit vor 1945 an. Auszugehen 
ist dabei von der in den allermeisten Fallen zutreffenden Annahme, dass die 
berechtigten Rechtsnachfolger der ehemaligen Kunden heute mit zumutbarem 
Aufwand nicht mehr zu ermitteln sind. Die Herren des Bankgeheimnisses bleiben 
mithin im Dunkeln und kbnnen entsprechend auch nicht nach ihrem Willen gefragt 
werden. 

45 Die eine Extremposition leitet daraus und aus dem Fehlen der Mbglichkeit 
einer behbrdlichen Entbindung vom Bankgeheimnis ab, dass die entsprechenden 
Kundeninformationen grundsatzlich nie mehr rechtmassig offengelegt werden 
kbnnen, solange keine gesetzliche Pflicht dazu besteht oder notstandsahnliche 
Rechtfertigungsgründe vorliegen. 

46 Die andere Extremposition würde jedenfalls die Stratbarkeit einer Offen­
barung entsprcchender Kundenangaben von vornherein mit dem Argument aus­
schliessen: wo kein Geheimnisherr, kein Bankgeheimnis. Entsprechende Meînun-

51 So KLEINER/WENZEL (Fn. 28), N. 18 ff., welche aber für einmal nîcht die herrschende 
Lehre bilden, dazu AUBERT/HAISSLYfTERRACINA (Fn. 30), 139 f. 

52 So AUBERT et al. (Fn. 28), 331 f. 
53 Vg!. Art.28 Abs.4 StGB. 
54 Vgl. zu denselben Fragen im Zusammenhang mît dem Berufsgeheimnis der Arzte, 

Anwiilte usw. nach Art. 321 StGB DENIS PIOTET, De certains aspects civils de la révélation 
du secret privé pénalement protégé, in: ScHMin/K1uAs (Hrsg.), Mélanges JEAN GAUTHIER, 
Bern 1996, 333 (337 !.). 

55 Vgl. die Hinweise bei ZULAUF (Fn. 30), 109 und 117 sowie PEDRAZZINI/ÜBERHOLZER 
(Fn. 32), 178 ff. 

56 BGE118IV319. 
57 BGE 109 II 359 f. 
58 BGE 711II1311 ff. 
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gen sind in der Lehre in bezug auf das Berufsgeheimnis der Àrzte und Anwalte 
vertreten worden, wobei die Rechtslage bei Antragsdelikten allerdings nicht ganz 
dieselbe ist59. 

47 Die vermittelnde und von der Bankenkommission, den Banken und hier 
vertretene Position erlaubt demgegenüber eine Interessenabwagung jedenfalls der 
in Frage stehenden Kundeninteressen. Gegen eine Publikation mag allenfalls das 
Interesse an der Wahrung der Institution des Bankgeheimnisses sprechen. Ob dem 
wirklich so ist, fragt sich aber ernsthaft. Das Bankgeheimnis wird auf die Dauer 
nicht aufrechterhalten werden künnen, wenn es sich gegen die Bankkunden rich­
tet, welche es zu schützen vorgibt (vgl. die Darstellung im Anhang, hinten S. 29). 
Die Interessenabwiigung erlaubt, dem rnutrnasslichen Interesse der Rechtsnach­
folger der verstorbenen Kunden Rechnung zu tragen, da ihre tatsiichlichen Inter­
essen nicht festgestellt werden künnen. Entsprechendes gilt irn Arztrecht, wo die 
Arzte unter Umstiinden die mutrnassliche Einwilligung urteilsunfiihiger Patienten 
annehmen dürfen6°. Auch irn Persônlichkeitsrecht und ausdrücklich auch im Da­
tenschutzrecht61 ist im Rahmen der Widerrechtlichkeitsprüfung eine Interessen­
abwiigung geboten. 

48 lm konkreten Fall ergibt eine solche Interessenabwiigung folgendes: Die 
Rechtsnachfolger der früheren Bankkunden dürften in erster Linie einmal daran 
interessiert sein, von ihren vermügensrechtlichen Ansprtichen zu erfahren, um 
diese überhaupt geltend rnachen zu kônnen. Derngegenüber dürfte die Offenba­
rung der Kundenbeziehung zu ihren Vorfahren weniger ins Gewicht fallen, dies 
jedenfalls soweit die Rechtsnachfolger mit zumutbaren Mitteln nicht au{ andere 
Weise zu ermitteln sind. Zu dieser Würdigung gelangte auch der Eidg. Daten­
schutzbeauftragte62. 

49 Dieses überwiegende Interesse der Bankkunden beziehungsweise ihrer 
Rechtsnachfolger ist entscheidend. Nur mit grôsster Vorsicht sind demgegenüber 
die ebenfalls für eine Publikation sprechenden privaten Interessen der Banken 
und der Ôffentlichkeit an der Abwendung politischen Drucks oder zur Verbesse­
rung des Ansehens der Schweiz zu anerkennen. Hatten sie den mutmasslichen 
Kundeninteressen widersprochen, wtiren sie nicht zu berücksichtigen gewesen. 

IV. Schlussbemerkungen 

50 Die vorstehenden Ausführungen gelangen also zum Schluss, dass das Bankgc­
heimnis der Publikation der Kunden aus der Zeit des Zweiten Weltkrieges von 
heute nachrichtenlosen Vermbgenswerten nicht entgegenstand. Dies bedeutet 
zwar mehr Freiheit, aber keinen Freipass irn Umgang mit historischen Kundenda-

59 Vg! die Hinweise bei PIOTET (Fn. 54), 337, der selbst anderer Meinung ist. Gegen eine 
Strafbarkeit JbRG REHBERG in: HoNSELL (Hrsg.), Handbuch des Arztrechts, Zürich 1994, 
359. Allerdings ist Art. 321 StGB anders als die Bankgeheimnisverletzung nur auf Antrag 
strafbar. Der Strafantrag kann zwar durch die Angehôrigen eines Verstorbenen gestellt 
werden (Art. 28 Abs. 4 StGB). Die Bestimmung setzt aber nach ihrem Wortlaut eine 
strafbare Handlung vor dem Tod des Verletzten voraus. 

(l() REHBERG (Fn. 59), 351. 
61 Art. 13 DSG. 
62 V gl. vorne Rz. 21. 
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tender Banken. Es hat in jedem Fall eine Abwagung der Interessen stattzufinden. 
Oberster Massstab muss dabei das wohlverstandene mutmassliche Kundeninter­
esse sein. Ebenso zu berücksichtigen ist die Intensitat einer im schlimmsten Fall 
mëiglichen Persëinlichkeitsverletzung. So ist es aus persëinlichkeitsrechtlicher Sicht 
nicht dasselbe,ob einem Historiker im Rahmen eines breit angelegten Forschungs­
projekts kontrolliert Einsicht in Bankakten mit Daten heute unbekannter Kunden 
gewahrt wird, oder ob zum Beispiel eine Boulevardzeitschrift sich pikante Details 
über die Vorfahren einer noch lebenden bekannten Persënlichkeit verspricht. 

51 Wie erwahnt hat nach geltendem Recht anders ais beim Berufsgeheimnis 
der Anwalte und Àrzte keine Behürde (auch die Bankenkommission nicht) die 
rechtliche Befugnis, eine Bank von ihrer Geheimhaltungspflicht zu befreien. Ein 
Bedürfnis dazu hat sich nicht nur im vorliegenden Zusammenhang gezeigt. So gibt 
es irn Geschaftsleben immer wieder Situationen, wo ein berechtigtes Bedürfnis 
Dritter besteht, gewisse Kundendaten einzusehen wie z.B. im konzerninternen 
Verhaltnis, bei der Auslagerung von Geschaftsbereichen oder zur Vorbereitung der 
Übernahme einer Bank durch eine andere. !-lier ist die Praxis heute weitgehend 
auf subtile Auftragskonstruktionen angewiesen. Auch kaon es sich ergeben, dass 
eine Bank ein berechtigtes Interesse haben kann, einer Behürde Auskünfte zu 
erteilen, wohingegen das Geheimhaltungsinteresse des Kunden als geradezu stos­
send zu betrachten ware. Zu erinnern ist in diesem Zusammenhang beispielsweise 
an die Auseinandersetzungen mit den USA in den 80er Jahren über Insiderdelik­
te63. Bestimmt würde eine solche Mëglichkeit, durch einen behërdlichen Ent­
scheid vom Bankgeheimnis befreit zu werden, auch Gefahren in sich bergen. Die 
Frage kënnte aber einmal nüchtern untersucht werden. 

52 Emotionslose Betrachtungen sînd jedoch im Zusammenhang mit <lem 
Bankgeheimnis schwîerig. Es ist zwar versucht worden, die eingangs gestellte Frage 
aus rein rechtlicher Sicht zu beantworten. Nicht notwendigerweise zu gleichen 
Resultaten würde eine politische, historische oder publizitatsmiissige Beurteilung 
der Angelegenheit führen. Dies ist aber nicht erstaunlich. Setzt man die politische 
Brille auf, entschwindet die nüchterne rechtliche Ausgestaltung des Bankgeheim­
nisses sofort aus dem Sichtfeld und rnacht wirtschaftlichen und politischen Mythen 
Platz. Gegen Mythen und ihre tatsachliche oder verrneintliche Zerstërung haben 
aber trockene rechtliche Erërterungen einen schweren Stand. 

63 Vgl. dazu aus historischer Sicht: PIERRE KELLER, L'accord avec les Etats-Unis concernant 
les opérations d'initiés, Festschrift Raymond Probst, Zürich 1984, 219 ff. 
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